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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Verwendung des aktiven 
Veredelungsverkehrs im Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen zwischen 
den ursprünglichen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen den letztgenannten untereinander während 
eines bestimmten Zeitraums 


der rat der europäischen 

GEMEINSCHAFTEN - 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt aus den am 22. Januar 1972 in Brüssel 
Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mit- 
gliedstaaten zur Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schatf und zur Europäischen Atomgemeinschaft *), 
insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 der ihm bei- 
gefügten Akte 2 ), 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Einige Verordnungen über gemeinsame Markt- 
organisationen enthalten eine Bestimmung, die für 
ein unter diese Organisation fallendes Erzeugnis, 
das auf der Grundlage von in Artikel 9 Absatz 2 und 
in Artikel 10 Absatz 1 des Vertrages nicht genann- 
ten Erzeugnisses hergestellt oder gewonnen wurde, 
die Zulassung zum freien Warenverkehr innerhalb 
der Gemeinschaft untersagt. 

Solange im Handel mit bestimmten landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse zwischen den ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft und den neuen Mit- 
gliedstaaten sowie zwischen den letztgenannten un- 
tereinander Zölle oder Abschöpfungsanteile zum 
Schutze der Verarbeitungsindustrie bestehen, kann 
es wirtschaftlich gerechtfertigt sein, im aktiven Ver- 
edelungsverkehr Erzeugnisse aller Art zu verarbei- 


ten oder mitzuverarbeiten und vorbehaltlich der An- 
wendung des Artikels 45 der Akte das zollpflichtige 
oder schutzanteilpflichtige Veredelungsgut zum 
freien Warenverkehr zuzulassen. Um solche Verede- 
lungsvorgänge zu ermöglichen, müssen für den be- 
treffenden Zeitraum besondere Bestimmungen er- 
lassen werden. 

Während dieses Zeitraums können Veredelungs- 
güter auf der Grundlage von aus einem anderen 
Mitgliedstaat eingeführten, eine der in Artikel 9 Ab- 
satz 2 des Vertrages genannten Bedingungen erfül- 
lenden Erzeugnissen hergestellt oder verarbeitet 
werden. Wenn diese Veredelungsgüter im Handel 
zwischen Mitgliedstaaten einer Ausgleichsbetrags- 
regelung unterliegen, wird die Preisregulierungsre- 
gelung unwirksam; solche Veredelungsgüter dürfen 
nicht zum freien Verkehr zugelassen werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für die Anwendung dieser Verordnung gelten die 
ursprünglichen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft als 
ein Mitgliedstaat. 


9 Amtsblattt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. Marz 1972, S. 5 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Artikel 2 

1. Mit der in Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe a der 
Beitrittsakte vorgesehenen Regelung der Aus- 
gleichsbeträge unvereinbar ist die von einem Mit- 
gliedstaat nach einem anderen Mitgliedstaat ge- 
hende Ausfuhr von Veredelungsgütern, die auf 
der Grundlage von Erzeugnissen hergestellt oder 
verarbeitet wurden, für weicht 1 in dem ausfüh- 
renden Mitgliedstaat 

— die in Artikel 55 der Beitrittsakte genannten 
Ausgleichsbeträge bzw. 

— die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik vorgesehenen Abschöpfungen und sonsti- 
gen Beträge oder Abgaben nicht erhoben wor- 
den sind. 

2. Enthält die Abschöpfung einen Anteil zum Schutz 
der Verarbeitungsindustrie, so gilt Absatz 1 nicht 
für diesen Anteil. 


Artikel 3 

Artikel 21 Absatz 2 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
und die entsprechenden Vorschriften der übrigen 
Verordnungen über gemeinsame Marktorganisatio- 
nen werden solange ausgesetzt, wie im Handel zwi- 
schen Mitgliedstaaten Zölle oder Anteile zum Schutz 
der Verarbeitungsindustrie fortbestehen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Sie wird ab 1. Januar 1974 angewendet. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
11. Dezember 1973-114-680 70 - E - La 15/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 15. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Einige Verordnungen über gemeinsame Marktorga- 
nisationen enthalten eine Bestimmung, durch wel- 
che die Anwendung des aktiven Veredelungsver- 
kehrs im Handel zwischen Mitgliedstaaten unter- 
sagt wird; diese Vorschrift geht hinsichtlich dieses 
Handels darauf zurück, daß einmal die Benutzung 
des aktiven Veredelungsverkehrs mit der Anwen- 
dung einer Preisreguliei ungsregeiung ihrem Wesen 
nach unvereinbar ist und zum anderen seit der Er- 
richtung der gemeinsamen Marktorganisation im 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten keine Abgaben 
erhoben werden. 

Eine solche Maßnahme ist zwar im Handel zwischen 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung und den neuen Mitgliedstaaten sowie zwi- 
schen den letztgenannten untereinander für Erzeug- 
nisse gerechtfertigt, die im Handel einer Preisregu- 


lierungsregelung unterliegen, ist jedoch wirtschaft- 
lich für Erzeugnisse nicht angebracht, für die weiter- 
hin Zölle oder Abschöpfungsanteile zum Schutz der 
Verarbeitungsindustrie bestehen. 

Daher werden mit diesem Verordnungsvorschlag 
zwei Ziele verfolgt: 

— einmal sollen nur die Vorgänge der aktiven Ver- 
edelung untersagt werden, die den im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik angewandten 
Preisregulierungsmechanismus verfälschen kön- 
nen, 

— zum andern sollen nur die Vorgänge der aktiven 
Veredelung zugelassen werden, die diesen Me- 
chanismus nicht verfälschen, solange Zölle oder 
Abschöpfungsanteile zum Schutze der Verarbei- 
tungsindustrie fortbestehen. 
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